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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde zur Mitte des Jahres 1998 abgeschlos-
sen und ist im Wintersemester 1998/99 von der Juristenfakultät Leipzig als Ha-
bilitationsschrift angenommen worden. 

Die Schrift bemüht sich, Klarheit über den Inhalt und die normative Kraft 
des Verfassungsprinzips „Bundesstaat" zu schaffen. Dies konnte nur durch die 
Anknüpfung an das judizielle und wissenschaftliche Gespräch über die Bundes-
staatlichkeit im geltenden Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland 
erreicht werden. Die historische Dimension des Bundesstaates ist deshalb nur in 
der gebotenen Kürze im ersten Teil dargestellt: Für eine prinzipientheoretisch 
und dogmatisch orientierte Arbeit konnte die in der deutschsprachigen Litera-
tur ohnehin klar ausdifferenzierte und gern diskutierte historische Komponen-
te der deutschen Bundesstaatlichkeit nur eine unnötige Belastung mit geschicht-
lichen Materialien darstellen; sie muß deshalb - weil die „Historisierung" des 
deutschen Bundesstaatsrechts und des Bundesstaatsprinzips oft zur Relativie-
rung des dogmatischen Rechtsgehalts führt - maßvoll in die Diskussion ein-
gefügt werden. Nach der hier vertretenen Auffassung darf eine dogmatisch-
methodische Analyse des geltenden Verfassungsrechts mit geschichtlichem Ma-
terial ausgeschmückt werden, soweit dies für die aktuelle Problemlösung nötig 
ist und sich im Bezug auf die grundgesetzliche Ordnung verstehen läßt. Ähn-
liches gilt auch für die Theorien bzw. für die Bundesstaatslehren: Sie wurden 
nur im Ansatz und in bewußt reduzierter Form in den ersten Teil einbezogen, 
d. h. nur soweit sie für die Begriffsabgrenzung und für eine inhaltliche Begriffs-
bestimmung der Bundesstaatlichkeit des Grundgesetzes einschlägig waren. Bei-
des ist nicht als ein Plädoyer für eine (unbegründete) Forschungseinengung, 
wohl aber für das Festhalten am dogmatischen Charakter des Staatsrechts und 
des Bundesstaatsdiskurses zu verstehen. 

Wenn es hier also um ein Verfassungsprinzip, um seine Herleitbarkeit aus 
dem Grundgesetz, seine etwaigen Inhalte, seine Struktur, seine Leistungsfähig-
keit und damit auch um seine Existenzberechtigung für die juristische Problem-
lösung und Dogmatik geht, erfordert diese Fragestellung die methodische Erör-
terung der dogmatischen Argumentation. Sie konnte nicht umgangen werden. 
Das Maß der Methodenreflexionen bestimmt die wissenschaftliche und judi-
zielle „Manipulation" mit unbestimmten Begriffen und Konstruktionen. In der 
vorliegenden Untersuchung fungieren die vornehmlich im ersten Teil durchge-
führten methodischen Analysen und Reflexionen als Grundlage der Begriffsab-
grenzung. Diese dient vorrangig den Untersuchungszielen aus dem dritten Teil, 
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in dem den normativen Grundlagen eines allgemeineren Verfassungsprinzips 
nachgegangen wurde. Da gerade in diesem Bereich eine dogmatische „Unbe-
kümmertheit" um die normativen Grundlagen, um die Auslegungstechnik und 
um die methodischen Axiome konstatiert wurde, erscheint die detaillierte me-
thodische Klärung conditio sine qua non der gesamten juristischen Analysen 
des Bundesstaatsprinzips des Grundgesetzes zu sein. Soweit dabei die methodi-
schen Analysen als „Dekonstruktion" eines Verfassungsprinzips Bundesstaat 
erscheinen, soll diese Arbeit vornehmlich als ein Plädoyer für die Schärfung des 
methodenkritischen Bewußtseins bei der Verfassungsinterpretation verstanden 
werden. 

Die Schrift wurde für die Drucklegung noch einmal überarbeitet und es wur-
den, soweit möglich, Literatur und Rechtsprechung bis Ende 1999 in den Fuß-
noten berücksichtigt. 

Einigen Personen, die zu dem Buch - wie es nun vorliegt - beigetragen haben, 
möchte ich gerne an dieser Stelle besonderen Dank aussprechen. Dies gilt zu-
nächst für Herrn Professor Dr. Christoph Degenhart, in dessen Umfeld ich seit 
1993 als Hochschulassistent vielfältige Anregungen erfahren habe, für die stete 
Unterstützung und Geduld. Die Freiheit und Zeit, die er mir gewährte, haben 
die vorliegende Untersuchung ermöglicht. Ihm danke ich auch für freundlichen 
Zuspruch und für die Lehrerfahrung, die er - zusammen mit den anderen Pro-
fessoren des Öffentlichen Rechts der Juristenfakultät Leipzig - mich durch Be-
auftragung mit unterschiedlichen Lehrveranstaltungen während meiner Zeit als 
wissenschaftlicher Assistent sammeln ließ. 

Herrn Professor Dr. Helmut Goerlich, der freundlicherweise das Zweitvo-
tum im Habilitationsverfahren erstattet hat, danke ich für wertvolle Anregun-
gen und für seine Diskussionsbereitschaft. Herrn Professor Dr. Erhard Dennin-
ger möchte ich für die schnelle Erstattung des Drittgutachtens und für die kri-
tischen Anmerkungen, die für die Überarbeitung ausschlaggebend waren, 
danken. 

Herrn Stefan Haack danke ich für die konzentrierte Hilfeleistung bei den 
Korrekturen sowie für die wertvollen sprachlich-stilistischen Anregungen, die 
oft die Auswahl der einschlägigen Formulierung entschieden haben. 

Ebenso danken möchte ich dem Verlag Mohr Siebeck für die Aufnahme der 
Arbeit in seine Schriftenreihe „Jus publicum" sowie der Deutschen For-
schungsgemeinschaft für die Gewährung eines Druckkostenzuschusses. 

Leipzig, im August 1999 Edin Sarcevic 
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Einleitung und Problemstellung 

N a c h einer Phase des Prestigeverlustes1 hat das Bundesstaatsprinzip - jeden-
falls quantitativ - in der rechtswissenschaftlichen Dogmat ik wieder an Ansehen 
gewonnen 2 . Schon Ende der achtziger Jahre intensivierte sich das rechtswissen-
schaftliche Interesse für das Bundesstaatsprinzip. Dies illustriert zum Beispiel 
die Reakt ion auf eine fehlende rechtswissenschaftliche Resonanz hinsichtlich 
der bundesstaatlichen Problematik, die sich gerade zu diesem Zeitpunkt vorfin-
den läßt: 

„So gibt es heute, 40 Jahre nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland, ebensowe-
nig eine monographische Darstellung des Bundesstaatsprinzips unter dem Grundgesetz 
wie etwa ein Lehrbuch des deutschen Bundesstaatsrechts (anders in der Schweiz). Immer-
hin besinnt sich die Lehre seit einiger Zeit zurück auf die Bedeutung der lange Zeit ver-
schütteten Landesverfassungen nicht nur für das Gesamtverfassungssystem der Bundesre-
publik, sondern auch für Eigenart und -wert der einzelnen Gliedstaaten3." 

Die Europäisierung des Rechts 4 und die beitrittsbedingten Änderungen des 
Grundgesetzes 5 brachten danach das Bundesstaatsprinzip als eine besondere 
Art von Verfassungsgrundsatz kräftig in den Vordergrund der staatsrechtlichen 
Dogmat ik . Als grundlegend lassen sich dabei einige Standpunkte zum Bundes-
staatsprinzip finden, die aus der verfassungsgerichtlichen Judikatur in die 

1 Vgl. W. März, Bundesrecht bricht Landesrecht, 1989, S. 16 f. 
2 Vgl. Föderalismus und Europäische Gemeinschaften unter besonderer Berücksichtigung 

von Umwelt und Gesundheit, Kultur und Bildung, hrsg. v. D. Merten, 1. Aufl. 1990; G. Müller-
Brandeck-Bocquet, Perspektiven des deutschen Föderalismus nach der Verfassungsreform, 
Die Verwaltung 87/1996, S. 143 ff.; R. Lhotta, Der Staat als Wille und Vorstellung: Die etatisti-
sche Renaissance nach Maastricht und ihre Bedeutung für das Verhältnis von Staat und Bun-
desstaat, Der Staat 2/1997, S. 189 ff.; U. Volkmann, Bundesstaat in der Krise?, DÖV 15/1998, 
S. 613 ff.; K. Schmalenbach, Föderalismus und Unitarismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 1998, S. 5; Die Krise und Reform des Föderalismus, hrsg. v. R. C. Meier-Walser u. G. 
Hirscher, 1999. 

3 W. März (Fn. 1),S. 97 f., Anm. 38. 
4 M. Brenner, Der Gestaltungsauftrag der Verwaltung in der Europäischen Union, 1996, 

S. 9, 97 ff.; ders., Allegemeine Prinzipien des verwaltungsrechtlichen Rechtsschutzes in Euro-
pa, Die Verwaltung 1/1998, S. 1 ff.; H.-W. Rengeling, Gedanken zur „Europäisierung" des 
Rechts, in: Europäisierung des Rechts, hrsg. v. H.-W. Rengeling, 1996, S. 1 ff. 

5 R. Sannwald, Die Reform des Grundgesetzes, NJW 51/1994, S. 3313 ff.; G. Hirsch, Euro-
päischer Gerichtshof und Bundesverfassungsgericht - Kooperation oder Konfrontation?, 
NJW, 38/1996, S. (2457 ff.) 2466; J. Aulehner, Art. 93 I Nr. 2 a GG - abstrakte Normenkontrol-
le oder föderative Streitigkeit?, DVB1 16/1997, S. (982 ff.) 986. 



2 Einleitung und Problemstellung 

rechtsdogmatische Wissenschaft übernommen worden sind. Sie prägen die Ver-
ständnisweise des Bundesstaatsprinzips: „Das Bundesstaatsprinzip", das „bün-
dische" oder „föderative Pr inzip" stelle als „Prinzip" eine besondere im Grund-
gesetz enthaltene Art von Verfassungsrechtssatz dar; es wirke als eine subsum-
tionsfähige N o r m 6 ; sie umfasse eine Summe von geschriebenen und ungeschrie-
benen Grundsätzen 7 und wirke gleichzeitig als eine Integrationsschranke8 . 

Das Bestehen eines „Prinzips" Bundesstaat mit einem eigenständigen und 
ausgeprägt normativen, über die positivrechtlichen Konkretisierungen hinaus-
gehenden dogmatischen Gehalt dürfte hiernach als unproblematisch angesehen 
werden. 

Wenn die normativen Grundlagen des Bundesstaatsprinzips gesucht werden, 
wendet sich die Dogmat ik grundsätzlich zu Art . 20 Abs. 1 i. V. m. Art . 79 Abs. 3 
G G 9 : Die „Ewigkeitsklausel" des Art . 79 Abs. 3 G G wird im Hinbl ick auf 
Art . 20 Abs. 1 G G so gedeutet, daß dem Bundesstaatsbegriff aus Art. 20 Abs. 1 
G G die Funkt ion eines Verfassungsprinzips zugesprochen wird, das wiederum 
in Art . 79 Abs. 3 G G nur exemplarisch abgesichert ist. Die Vorschrift bewirkt 
zweierlei: Als Verweisungsnorm deutet sie die in Art. 20 Abs. 1 G G qualifizierte 
Bundesrepublik Deutschland als „Bundesstaat" für unantastbar.1 0 Als Vor-
schrift, die die Schranken von Verfassungsänderungen normiert , enthält sie 
auch inhaltliche Aussagen über den föderalen Aufbau Deutschlands, wenn sie 
die Gliederung des Bundes in Länder und deren Mitwirkung bei der Gesetzge-
bung der Disposit ion des verfassungsändernden Gesetzgebers entzieht. 

Dieses vereinfacht dargelegte Ableitungsschema kann jedoch den Geltungs-
grund des grundgesetzlichen Bundesstaatsprinzips nicht erklären. Daraus folgt 
vor allem, daß die Existenz eines Bundesstaatsbegriffes im Sinne des Grundge-
setzes nicht angezweifelt werden kann. Ausgehend von den anerkannten Teilen 
des Bundesstaatsbegriffs im Sinne des Grundgesetzes soll im folgenden nach 
dem Geltungsgrund des Bundesstaatsprinzips, nach seinem konkreten Inhalt, 
nach seiner Struktur und Erheblichkeit für die rechtswissenschaftliche D o g m a -
tik gefragt werden. 

6 Z. B. BVerfGE 1, 117, 131; 72, 330, 386 f.; BVerwGE 22, 299, 305 f. 
7 So z.B. „Bundestreue" (BVerfGE 81, 310, 337f.; 92, 203, 230 u. 239, jeweils m. w. 

Nachw.), „föderatives Gleichbehandlungsgebot" (BVerfGE 72, 330,404 u. 405), „Selbständig-
keit der Verfassungsräume" (BVerfGE 64,301,317 m. w. Nachw.), „föderalistische Auslegung" 
(BVerfGE 61, 149, 205) etc. Im einzelnen nachstehend unter III. 2. e), S. 169 ff. mit weiteren 
Beispielen. 

8 Vgl. z. B. Ausführungen bei P. M. Huber, Maastricht - ein Staatsstreich?, 1993, S. 15 ff.; 
M. Meißner, Die Bundesländer und die Europäischen Gemeinschaften, 1996, S. 23, 128; 
S. Greulich, Länderneugliederung und Grundgesetz, 1995, S. 198. Weitere Gesichtspunkte 
nachstehend unter III. 2. g), S. 197 ff. 

9 Vgl. z. B. R. Streinz, Verfassungsstaat als Glied einer europäischen Gemeinschaft, DVB1 
18/1990, S. (949 ff.) 962; P. M. Huber (Fn. 7). Weitere Gesichtspunkte nachstehend unter II. 2. 
e) dd), S. 74 ff. und IV. 3. b), S. 255 ff. 

10 Vgl./. Lücke, in: Sachs, Grundgesetz: Kommentar, 2. Aufl., 1999, Art. 79, Rn. 37, S. 1516; 
H. Dreier, in: Dreier, Grundgesetz: Kommentar, Bd. 2, 1998, Art. 20, Rn. 14, S. 8. 
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Es soll geklärt werden: 

- was Bundesstaat als Begriff und was als dogmatisches Prinzip besagt, 
- ob ein „Prinzip" Bundesstaat/Föderalismus im geschriebenen Teil des 

Grundgesetzes enthalten ist und was seine normativen Grundlagen sind, 
- ob das Bundesstaatsprinzip ein Grundsatz des ungeschriebenen Verfas-

sungsrechts ist und wie sich seine Ableitung methodisch begründen läßt, 
- wozu das Bundesstaatsprinzip überhaupt verpflichtet und wie sich seine Er-

heblichkeit für die dogmatische Rechtswissenschaft beurteilen läßt, 
- welche Strukturmerkmale das Bundesstaatsprinzip bündelt und welche dog-

matischen Folgen dies hat. 

Für die Anwendung des Verfassungsrechts dürften diese Fragen grundlegende 
Bedeutung haben. Ohne eine hinreichend präzise Dogmatik kann der Fortbe-
stand eines Bundesstaatsprinzips fraglich erscheinen, da der Rechtsanwender 
mit einer Figur arbeitet, unter der er sich nichts vorstellen kann11. 

Diese Arbeit versucht einen Beitrag dazu zu leisten. 
Das Untersuchungsvorgehen ist durch diese Zielsetzung mehrfach be-

stimmt: 
I. Teil: Begriffsabgrenzung. Die begrifflichen Grundlagen dienen zur Ein-

grenzung des Themas. Angesichts der Vielzahl der Gesichtspunkte konzen-
triert sich die Analyse in diesem Teil darauf, den Begriffen „Föderalismus" und 
„Bundesstaat" rationale Grundlagen zu schaffen. Deshalb enthält dieser Teil die 
deskriptiven Elemente, aus denen die Begriffsbestimmung letztendlich gewon-
nen wird. Darüber hinaus wird versucht, die unterschiedlichen Merkmale, die 
dem Bundesstaatsbegriff von Rechtsprechung und Literatur zugeschrieben 
sind, integrativ zu gestalten. In diesem Zusammenhang kommt hier neben der 
deskriptiven auch die analytische Betrachtung zur Anwendung. Die integrative 
Bestimmung des Bundesstaatsbegriffs wäre nunmehr aufgrund der Inanspruch-
nahme einer „positiven Theorie" des Bundesstaates und dann auch nur axioma-
tisch möglich. Wenn ein Föderalismus- bzw. Bundesstaatsbegriff in der dogma-
tischen Rechtswissenschaft ausgeklammert werden soll, müssen „Föderalis-
mus" und „Bundesstaat" im Geltungsbereich des Grundgesetzes als Synonyme 
verstanden werden. Sie umfassen gleiche, aus dem Grundgesetz herleitbare 
Axiome. Wie und mit welcher konkreten Bedeutung sie sich in einen Begriff in-
tegrieren lassen, muß mit Hilfe des theoretischen Verständnisses geklärt wer-
den. 

Die im ersten Teil skizzierten Wege der gegenwärtigen Begriffsbestimmung 
verweisen im Ergebnis auf die Notwendigkeit einer dogmatisch indizierten 
Unterscheidung zwischen dem „Begriff" und dem „Prinzip" Bundesstaat. Die-
ses Problem wird am Anfang des zweiten Teils behandelt und systematisch dar-
gestellt. Im ersten Teil wird vornehmlich eine axiomatische Begriffsbestimmung 
entworfen, die nur für die grundgesetzliche Rechtsordnung gelten kann. Ihre 

11 In bezug auf das Rechtsstaatsprinzip K. Sobota, Das Prinzip Rechtsstaat, 1997, S. 9. 
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dogmatische Tragfähigkeit soll geprüft werden. Hierzu wird das Problem der 
programmierten „Staatlichkeit" der Europäischen Union herangezogen, um zu 
klären, ob sich die axiomatische (synonyme) Begriffsbedeutung auf die pro-
grammierte Staatlichkeit der Europäischen Union erstreckt. 

II. Teil: Grundlagen. Die Abgrenzung des Bundesstaatsprinzips vom Bun-
desstaatsbegriff hebt die normative Qualität des Bundesstaatsprinzips hervor. 
Ziel ist es deshalb, die normativen Grundlagen eines verselbständigten Grund-
satzes zu erforschen. Dabei muß zwischen naturrechtlichen und gewohnheits-
rechtlichen Quellen, zwischen geschriebenem und ungeschriebenem Verfas-
sungsrecht unterschieden werden. Als mögliche Quellen des Bundesstaatsprin-
zips können danach das geschriebene Bundes- und Landesverfassungsrecht 
sowie das Recht der Europäischen Union in Betracht kommen. Als ein Teil des 
ungeschriebenen Verfassungsrechts könnte das Bundesstaatsprinzip im Wege 
einer Analogiebildung oder als ein stillschweigend geregelter allgemeiner Ver-
fassungsgrundsatz verfassungsrechtlich verankert sein. In diesem Rahmen soll 
im zweiten Teil dargelegt werden, ob das Bundesstaatsprinzip in Einzelnormen 
des geschriebenen Verfassungsrechts ausdrücklich geregelt ist. Es wird in die-
sem Zusammenhang gefragt, ob für seine Konstruktion das europäische Recht 
sowie das Landesverfassungsrecht relevant sind. Schließlich soll geprüft wer-
den, ob sich das „Prinzip" methodisch korrekt als ein Bestandteil des unge-
schriebenen aus dem geschriebenen Verfassungsrecht ableiten läßt. Dazu sollen 
sorgfältig die juristischen Ableitungsmethoden, vor allem aber die Unterschie-
de zwischen dem deduktiven und induktiven Vorgehen erforscht werden. Ihre 
Angemessenheit zur Konstruktion des Grundsatzes „Bundesstaatsprinzip" soll 
nicht nur die Ergründung der verfassungsrechtlichen Grundlagen des Bundes-
staatsprinzips, sondern auch den Ubergang zu einer weiteren Fragestellung er-
möglichen: Ist das „Prinzip" Bundesstaat/Föderalismus für die dogmatische 
Arbeit geeignet und notwendig? Die Ergebnisse des zweiten Teils stellen die er-
ste dogmatische Orientierung bezüglich des Bundesstaatsprinzips dar. Sie wer-
den in den nächsten Teilen vertieft und aus unterschiedlichen Blickwinkeln er-
läutert. Die Analysen aus diesem Teil münden in die Erkenntnis, die für das 
Gesamtkonzept das Fundament legt, daß das Bundesstaatsprinzip nur unter In-
anspruchnahme des Grundgesetzes und zwar als ein Grundsatz des ungeschrie-
benen Verfassungsrechts konzipiert werden kann. 

III. Teil: Rekonstruktion. Soweit im vorherigen Teil Einigkeit darüber erzielt 
werden konnte, daß das Bundesstaatsprinzip eine Sache des nationalen Verfas-
sungsrechts und einen Grundsatz des ungeschriebenen Verfassungsrechts dar-
stellt, konzentrieren sich die Analysen in diesem Teil auf die Bestimmung seiner 
exakten Rechtsgehalte. Damit soll seine Erheblichkeit für die Dogmatik des 
Grundgesetzes ergründet werden. Die Frage nach der Geeignetheit des „Prin-
zips" für die dogmatische Arbeit im Verfassungs- und Verwaltungsrecht ergibt 
sich vornehmlich aus einer breiten Skala von rechtsverbindlichen Subprinzi-
pien, die wiederum aus einigen Gruppen von Vorschriften ableitbar sind. Es 
wäre zweifellos verfassungsrechtlich bedenklich, mit Hilfe eines Prinzips zu 
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judizieren, dessen inhaltliche Struktur, Merkmale und Rechtsfolge entweder im 
Unklaren liegen oder jeweils aus unterschiedlichen Verfassungsnormen mit un-
terschiedlichen Folgen abgeleitet werden. Dieses Problem soll hier aufgrund der 
Erörterung der einzelnen Funktionen des Bundesstaatsprinzips in der verfas-
sungsgerichtlichen Judikatur und rechtswissenschaftlichen Dogmatik geklärt 
werden. Durch eine genauere Analyse des juristischen Umgangs mit diesem 
„Prinzip" lassen sich seine Selbständigkeit, Normqualität und Strukturmerkma-
le in der Weise auseinandersetzen, daß die Tauglichkeit des Bundesstaatsprinzip 
für die dogmatische Arbeit im Ansatz klar wird. Da dieser Analyse ein Ubergang 
von der Darlegung zur eigenen Stellungnahme zugrunde gelegt sein soll, wird im 
Ergebnis darzulegen sein, warum das Bundesstaatsprinzip in der Dogmatik der 
grundgesetzlichen Architektur entbehrlich ist und in welchem Umfang sich sei-
ne Unentbehrlichkeit noch begründen läßt. 

IV. Teil: Synthese. Im letzten Teil der Untersuchung sollen die Kriterien ent-
wickelt werden, die eine Anpassung der vorgefundenen Merkmale des Bundes-
staatsprinzips an die Kernaussagen des Grundgesetzes ermöglichen. Es wird 
dabei der Erkenntnis gefolgt, daß die Verfassung nur zum induktiven Gedan-
kengang und lediglich zu einem summativen Verständnis des Bundesstaatsprin-
zips berechtigt. Danach soll gefragt werden, welche Verfassungsgebote das 
Prinzip Bundesstaat bündelt. Sollte sich zeigen, daß sich mit Hilfe der „aner-
kannten Auslegungsgrundsätze"12 einige Verfassungsgebote als objektives Ver-
fassungsrecht ableiten lassen, kann geprüft werden, ob diese das Bundesstaats-
prinzip als eine substantielle, normativ ermittelbare Verfassungsentscheidung 
auflösen können. So wird in diesem Teil der Schwerpunkt auf die einzelnen das 
Bundesstaatsprinzip bildenden Verfassungsgebote, auf ihre normative Veranke-
rung und praktische Bedeutung gelegt. Ein Bedeutungswandel im Verständnis 
und im dogmatischen Einsatz des Bundesstaatsprinzips soll abschließend an-
hand Art. 23 i. V. m. Art. 79 Abs. 3 GG als Problem mitberücksichtigt werden: 
Gewährleistet das Grundgesetz mit einem Bundesstaatsprinzip die Länderei-
genstaatlichkeit oder enthält es lediglich einige Verfassungsgebote, die vor-
nehmlich das verfahrensrechtlich zulässige Eingreifen in die Länderstaatlichkeit 
gewährleisten? Der Bundesstaatsbegriff steht nicht für ein „Prinzip", das un-
mittelbar bindend wirkt; der dogmatische Funktionswandel des „Prinzips" 
muß vornehmlich aufgrund der vorgefundenen Verfassungsgebote beurteilt 
werden: Das Prinzip Bundesstaat dient weniger der Wahrung der Eigenstaat-
lichkeit der Länder, es schafft vielmehr eine verfassungsrechtliche Konstellation 
des zulässigen Eingreifens in die verfassungsrechtlich vorgegebenen Erken-
nungszeichen der Länderstaatlichkeit (Territorium, Kompetenzen und Verfas-
sunggebung). 

12 BVerfGE 88, 145,166. 



Erster Teil 

Begriffliche Variationen 
und ihre dogmatische Relevanz 

1. Kapitel 

Föderalismus versus Bundesstaat -
das Problem der Begriffsabgrenzung 

a) Allgemeine Einführung zum Begriff Bundesstaat 

Wie sich aus Art. 20 Abs. 1 G G und aus anderen Verfassungsbestimmungen 
ergibt, ist die Bundesrepublik Deutschland ein Bundesstaat. Fragt man nun, was 
Bundesstaat ist und in welchem Verhältnis Bundesstaat gegenüber Föderalis-
mus steht1, läßt sich aus den bloßen Worten eine inhaltliche Antwort schwerlich 
entnehmen2 . Denn Bundesstaat muß „mehr" sein als ein Staat, in dem es eine 
F o r m zentralistisch strukturierter Staatsgewalt gibt; der Föderalismus muß da-
bei zur bundesstaatlichen und nicht zur zentralistischen Ordnung kompatibel 
sein. 

Zu Beginn einer Untersuchung der dogmatischen Ausgestaltung des Bun-
desstaatsprinzips ließe sich folglich zunächst überlegen, ob dieser Analyse nicht 

1 Über die definitorischen Schwierigkeiten etwa P. Pernthaler, Allgemeine Staatslehre und 
Verfassungslehre, 1986, § 112, S. 409; O. Kimminich, Der Bundesstaat, in: HdbStR der BRD, 
Bd. I, 1987, §26, Rn. 5, S. 1116; R. Herzog, Zwischenbilanz im Streit um die bundesstaatliche 
Ordnung, JuS 5/1967, S. 193; H. Peters, Deutscher Föderalismus, 1947, S. 19 ff. 

2 Die fehlende Präzision des Föderalismus- und Bundesstaatsbegriffs wurde in der Litera-
tur oft beanstandet, vor allem aber damit begründet, daß der Föderalismus einen politischen 
und der Bundesstaat einen verfassungsrechtlichen, damit also stark positivistisch bezogenen 
Begriff darstelle, dessen Bedeutung immer wieder von den zeitlich und räumlich begrenzten 
Umständen abhänge. Statt vieler U. Scheuner, Struktur und Aufgabe des Bundesstaates der 
Gegenwart, DOV 17-18/1962, S. 641, bestätigt von]. Isensee, Der Föderalismus und der Ver-
fassungsstaat der Gegenwart, AöR 115/1990, S. (248 ff.) 251; O. Kimminich (Fn. 1), Rn. 9, 
S. 1118 f. und W. Rudolf, Kooperation im Bundesstaat, op. cit., Bd. IV, 1990, § 105, Rn. 1 f., 
S. 1092. Inbezug auf die EU H. Laufer/T. Fischer, Föderalismus als Strukturprinzip für die Eu-
ropäische Union, 1996, S. 25 ff.; P. Badura, Staatsrecht, 2. Aufl., 1996, S. 288 f. 
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eine allgemeine Begrifflichkeit in Form einer übergeordneten abstrakten B-
egriffsdefinition voranzustellen wäre. Demgemäß könnte ein Bundesstaatsbe-
griff in seinem allgemeinen Verständnis auch für die Deutung der grundgesetz-
lichen Bundesstaatsordnung unter der Bedingung verwendet werden, daß er 
gewissermaßen über der Rechtsordnung steht und von ihr unabhängig Gültig-
keit entfaltet. Diese Betrachtung wäre dogmatisch berechtigt, wenn sich aus 
dem Bundesstaatsbegriff ein Bundesstaatsprinzip als eine besondere Art von 
Verfassungsrechtssatz ableiten ließe, so daß die jeweiligen entscheidungsrele-
vanten Rechtsfolgen unmittelbar und einwandfrei dem Prinzip zu entnehmen 
sind. 

Nicht selten wird der Gegensatz zwischen einer abstrakten und einer, auf je-
weilige geschichtliche Tatbestände bezogenen, konkreten Definition verkannt. 
Ohne die geschichtliche Dimension kann man jedoch die staatsrechtlichen Pro-
bleme nicht beschreiben, erkennen und verstehen. Eine Art der „angewandten 
Geschichte" ist im Staatsrecht schon durch die Methodik der Verfassungsausle-
gung vorgegeben3, so daß ein abstrakter Begriff erst auf der Basis einer Synthese 
der geschichtlich (traditionell) vorgeprägten und positivrechtlich (pragmatisch) 
gegebenen Begriffselemente als möglich erscheint. 

Demgemäß scheint es auf den ersten Blick für die hier vorzunehmende Ana-
lyse angebracht zu sein, einen abstrakten, auf der allgemeinen Staatslehre und 
der ihr zugrundeliegenden Theorie beruhenden übergeordneten Bundesstaats-
begriff festzulegen. 

Dem ist jedoch zweierlei entgegenzuhalten. Einerseits ist es nicht angängig, 
in einer dogmatisch orientierten, staatsrechtlichen Arbeit eine theoretisch fun-
dierte und geltendem Verfassungsrecht übergeordnete Begrifflichkeit als recht-
lich notwendig vorauszusetzen. Andererseits lassen sich keine allgemeingülti-
gen und theoretisch greifbaren Merkmale der Bundesstaatlichkeit herauspräpa-
rieren. Angesichts der Unterschiede der einzelnen Bundesstaaten wird jeweils 
eine unterschiedliche Bundesstaatstheorie hergeleitet; im deutschen Staatsrecht 
ging man sogar soweit zu sagen, daß schon allein der deutschen Wissenschaft 
eine derartige Theorie fehle4. 

3 C. Starck schreibt i. d. S. von einer „Regelungsabsicht des historischen Gesetzgebers" 
(ders., Die Verfassungsauslegung, in: HdbStR, Fn. 1, Bd. VII, 1992, § 164, Rn. 16, S. 199), K. 
Stern von der historischen Verwurzelung des Rechtsstaates {ders., Das Staatsrecht der Bundes-
republik Deutschland, Bd. I, 2. Aufl., 1984, §20 II 1, S. 776), E. Stein von der „Bedeutung 
historischer Vorbilder für die Auslegung des Grundgesetzes" (ders., Staatsrecht, 16. Aufl., 
1998, §611, S. 39). 

4 So K. Hesse, Der unitarische Bundesstaat, 1962, S. 5; S. Korioth, Der Finanzausgleich zwi-
schen Bund und Ländern, 1997, S. 92 f.; S. Oeter, Integration und Subsidiarität im deutschen 
Bundesstaat, 1998, S. 3; H. Bauer, in: Dreier, Grundgesetz: Kommentar, Bd. 2, 1998, Art. 20, 
Rn. 20 f., S. 119 f. In bezug auf ein gesichertes, umfassendes Staatsverständnis K. Schiaich, Neu-
tralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 2 f. Vgl. a. Fn. 63 sowie nachstehend unter 
I. 3, S. 33 ff. 
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b) Begriffsbestimmung und Bundesstaatstheorie -
einleitende Überlegung 

Im Ausgangspunkt ist mithin festzuhalten: Ein übergeordneter Bundes-
staatsbegriff läßt sich mit Hilfe einer allgemeinen Bundesstaatstheorie oder 
Staatslehre nicht definieren. Nicht nur wegen Fehlens einer solchen Theorie, 
sondern auch wegen ihrer praktischen Bedeutungslosigkeit darf man davon 
ausgehen, daß eine theoretische Konstruktion eines abstrakten und dem Bun-
desstaatsmodell des Grundgesetzes übergeordneten Bundesstaatsbegriffs aus-
geschlossen und sinnlos ist. Diese Auffassung liegt der verfassungsgerichtlichen 
Judikatur und ihr folgend der staatsrechtlichen Dogmatik zugrunde, wenn sie 
bereits in ihren frühen Entscheidungen zur bundesstaatlichen Kompetenzord-
nung keinen abstrakten, vom Grundgesetz unabhängigen Bundesstaatsbegriff 
konstruieren wollte5. 

Die Relevanz einer Bundesstaatstheorie, die ein konkretes Bundesstaatsmo-
dell reflektiert und zumindest als Orientierung bei der Begriffsbestimmung 
dient, darf jedoch nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Das Fehlen einer allge-
meinen Bundesstaatstheorie schließt nicht automatisch jegliche theoretische 
Arbeit mit dem geltenden Verfassungsrecht aus. Denn ein Bezug zwischen Bun-
desstaat und Föderalismus und eine dogmatische Abgrenzung zwischen Bun-
desstaatsbegriff und Bundesstaatsprinzip können nicht hergestellt werden ohne 
Zuhilfenahme einer Theorie oder der juristischen Methodenlehre. Sollte Bun-
desstaat als ein selbständiger juristischer Begriff rein normativ bestimmt wer-
den, kann er sicherlich nicht ohne theoretische Abstraktion und ohne Anleh-
nung an die theoretischen Standardbegriffe ein Gesamtbild von allen bundes-
staatlich relevanten Artikeln des Grundgesetzes liefern. 

Der Begriff ist verfassungsrechtlich faßbar, aber stets im Wege einer theoreti-
schen Abstraktion, die aus den konkreten Regelungen folgt. Wenn demnach das 
geltende Verfassungsrecht herangezogen werden soll, um die Begriffe des Bun-
desstaates und des Föderalismus auszuformen, ihre dogmatische Anwendbar-
keit abzuwägen und die methodische und dogmatische Berechtigung einer Her-
leitung des Bundesstaatsprinzips aus dem Bundesstaatsbegriff zu prüfen, muß 
dies mit Hilfe einer tatsächlich am deutschen Verfassungsrecht orientierten und 
von diesem maßgeblich bestimmten Theorie erfolgen. Dieses Vorgehen kann 
demnach nicht zu einem zeitlosen und dem Verfassungsrecht übergeordneten 
Bundesstaatsbegriff führen, sondern zu einem Begriff, der aus dem konkreten 
Staatssystem zu erklären ist (nachstehend unter I. 3.). 

5 Vgl. z. B. die Entscheidungen zum Grundsatz der Bundestreue und zum Rechtsstaats-
prinzip BVerfGE 2 ,380 ,403 ; 6 , 309 ,361 ; 4 9 , 1 8 4 , 1 6 3 f.; 5 2 , 1 3 1 , 1 4 4 . Das BVerfG wollte keinen 
abstrakten Begriff des Bundesstaates der Ableitung „ungeschriebener" Bundeszuständigkeit 
zugrunde legen und hat schon früh die positivistisch geprägte Bundesstaatskonzeption ge-
stärkt, BVerfGE 1 , 14 , 48. 
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In einem ersten Schritt muß demnach geprüft werden, inwiefern der Verfas-
sungstext die Begriffsbestimmung des Bundesstaates und des Föderalismus er-
möglicht sowie in welchem Verhältnis beide Begriffe zueinander stehen. Die ra-
tionale Argumentat ion erfordert, ihre Bedeutung so präzis wie möglich für den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes festzulegen. In diesem Sinne ist die Analy-
se einer möglichen Begriffsabgrenzung zwischen dem Bundesstaat und dem 
Föderalismus genauso erforderlich wie eine für die Rechtswissenschaft notwen-
dige, einen abstrakten Begriff konstituierende Erläuterung des Inhalts der bei-
den Begriffe. 

N a c h dem staatsrechtlichen Verständnis sind beide Begriffe vornehmlich 
dem geltenden Verfassungsrecht zu entnehmen. Daher werden im folgenden 
der Begriff des Bundesstaates sowie der des Föderalismus inhaltlich zunächst 
aus der Sicht der grundgesetzlichen Dogmatik , danach aus dem Blickwinkel der 
staatsphilosophischen Literatur und abschließend in der staatsrechtlichen B e -
trachtung eingehend beleuchtet. 

c) Föderalismus versus Bundesstaat -
das Problem der Begriffsabgrenzung 

aa) Vorüberlegung zur grundgesetzlichen Ausprägung der Begriffe 

D e r Föderalismusbegriff kann nicht aus dem Grundgesetz eindeutig be-
stimmt werden. Föderalismus ist kein vom Text des Grundgesetzes vorgepräg-
ter Begriff . Anders als sonst im G G („Bundesstaat") wird das Wort „Föderalis-
mus" nur an einer Stelle, nämlich in Art . 23 Abs. 1 G G , die Europäische U n i o n 
betreffend, und dann auch nur adjektivisch (föderative[n\ Grundsätzefn]) ver-
wandt. Damit ist vor allem an das föderative Element innerhalb der Europäi-
schen U n i o n 6 sowie an das der supranationalen Ebene angemessene Modell des 
föderalen Entscheidungsstils 7 zu denken. 

6 Vgl. O. Rojahn, in: Grundgesetz-Kommentar, hrsg. v. I. v. Münch und Ph. Kunig, Bd. 2, 
3. Aufl., 1995, Art. 23, Rn. 29; U. Battis/C. Gusy, Einführung in das Staatsrecht, 4. Aufl., 1999, 
Rn. 143, S. 95; R. Streinz, in: Sachs, Grundgesetz-Kommentar, 2. Aufl., 1999, Art. 23, Rn. 32, 
S. 874; M. Schweitzer, Europäische Union: Gefahren oder Chance für den Föderalismus in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz?, W D S t R L 53/1994, S. (48 ff.) 56; G. Konow, Maas-
tricht II und die „föderativen Grundsätze", DÖV 20/1996, S. (845 ff.), 848; M. Meißner, Die 
Bundesländer und die Europäischen Gemeinschaften, 1996, S. 125 f.; W. Krawietz, Assozia-
tionen versus Staat? Normative Strukturelemente föderaler politisch-rechtlicher Gemein-
schaftsbildung, in: Konsens und Konsoziation in der politischen Theorie des frühen Föderalis-
mus, hrsg. v. G. Duso, W. Krawietz und D. Wyduckel, 1997, S. (321 ff.) 324. 

7 Dem Wortlaut des Art. 23 I GG läßt sich nicht entnehmen, daß die bundesstaatliche Ord-
nung als Maßstab für den europäischen Föderalismus anzusehen ist. Vgl. R. Scholz, Grundge-
setz und europäische Einigung, NJW 41/1992, S. (2593 ff.) 2599; M. Meißner (Fn.6), S. 126; 
H.-J. Blanke, Föderalismus und Integrationsgewalt, 1991; I. Pernice, Deutschland in der Euro-
päischen Union, in: HdbStR (Fn. 1), Bd.VIII, 1995, § 191, Rn. 42 ff., S. 257 ff. Dagegen neigt G. 
Konow (Fn. 6, S. 848) offensichtlich dazu, die bundesstaatliche Struktur des Grundgesetzes als 



10 1. Teil: Begriffliche Variationen und ihre dogmatische Relevanz 

Der Bundesstaat ist dagegen ein verfassungsrechtlicher Begriff. E r kommt 
schon in dem Staatsnamen „Bundesrepublik" (etwa in Art . 21 Abs. 2 Satz 1, 
Art. 23 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1, Art. 79 Abs. 1 Satz 2 sowie in Art. 87 
Abs. 1 Satz 2 G G ) zum Ausdruck. Darüber hinaus findet sich diese Begriffsvari-
ante sowohl im grundgesetzlichen Bekenntnis zum Bundesstaat aus Art. 20 
Abs. 1 G G , als auch in der Verfassungsterminologie, die durch die Begriffsvaria-
tionen über „Bund" und „Länder" (etwa in Art. 28, Art. 35 Abs. 1, Art. 50, 
Art. 70ff., Art . 79 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, Art. 8 7 a Abs. 4, Art . 89ff., Art . 91 äff., 
Art . 92, A r t . 9 6 Abs. 5, Art. 104äff . , Art . 105ff. , Art . 109, Art . 120ff., Art . 134, 
Art. 135 a Abs. 2, Art . 137 Abs. 1 G G ) einen eigenen Begriff des Bundesstaates 
voraussetzt. Explizit ergibt sich folglich der Bundesstaatsbegriff aus Art. 20 
Abs. 1 G G und implizit aus der Präambel sowie aus anderen grundgesetzlichen 
Artikeln (grundlegend aus Art. 23, 30, 70 ff. und 83 GG) . 

Unterdessen ist der „Föderalismus" in der Dogmatik des G G zu einer weit-
verbreiteten Komponente der Grundgesetzauslegung geworden. Dies ist vor 
allem geschichtlich zu erklären: D a die deutsche Staatsidee von Anfang an eng 
mit dem Föderalismus verbunden war 8 , legte sie den Föderalismusbegriff als 
erforderlichen bzw. notwendigen Bestandteil der Verfassungsinterpretation 
nahe9. 

Fraglich bleibt jedoch, was im Sinne des G G unter Föderalismus zu verste-
hen ist: ist er mit dem Bundesstaat gleichbedeutend oder ist es verfassungsrecht-
lich gerechtfertigt, beide Begriffe voneinander getrennt zu halten? 

Maßstab des europäischen Föderalismus zu betrachten U. Di Fabio (Der neue Art. 23 des 
Grundgesetzes, Der Staat 32/1993, S. 191 ff., 198 f.) argumentiert, daß Art. 23 11 GG durch die 
Verpflichtung auf föderale Strukturen gerade die Begründung eines europäischen Bundesstaa-
tes erstrebt, weil föderativ i. S. des Grundgesetzes zugleich als bundesstaatlich zu verstehen sei. 

8 Vgl. H. Maurer, Staatsrecht, 1999, § 10, Rn. 11, S. 300 f. i. V. m. Rn. 74, S. 331; £ Stern, Das 
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. V, 1999, S. 14; B. Grzeszick, Vom Reich zur 
Bundesstaatsidee, 1996;H. Bauer (Fn. 4),Rn. 1 ff., S. 107 ff.; M. Sachs, in: Sachs (Fn. 6), Art. 20, 
Rn. 55, S. 760 f.; H. Maier, Der Föderalismus - Ursprünge und Wandlungen, AöR 115/1990, 
S. 213 ff., insb. 223; O. Kimmnich, Historische Grundlagen und Entwicklung des Föderalismus 
in Deutschland, in: Probleme des Föderalismus, 1985, S. 1 ff.; ders. (Fn. 1) Rn. 25 ff., S. 1129 ff.; 
J. A. Frowein, Die Konstruktion des Bundesstaates, in: Probleme des Föderalismus, op. cit., 
S. 47 ff., bezüglich des GG insb. S. 51; F. Ossenbühl (Hrsg.), Föderalismus und Regionalismus 
in Europa, Landesbericht Deutschland, 1990, S. (117 ff.), S. 120 ff.;/. Isensee, Idee und Gestalt 
des Föderalismus im Grundgesetz, in: HdbStR (Fn. 1), Bd. IV, § 98, Rn. 1, S. 519; E. v. Puttka-
mer, Föderative Elemente im deutschen Staatsrecht seit 1648,1955; W. Schreckenberger, Föde-
ralismus als politischer Handlungsstil, VerwArch 4/1978, S. (341 ff.), 343; T. Wiedemann, Fö-
deralismus als europäische Utopie, AöR 117/1992, S. (46 ff.) 50; R. Koselleck, Föderale Struk-
turen in der deutschen Geschichte, 1975; B. Diestelkamp, Die Verfassungsentwicklung in den 
Westzonen bis zum Zusammentreten des Parlamentarischen Rates (1945-1948), NJW 21/1989, 
S. (1312 ff.) 1313 ff.; P. Badura (Fn. 2), S. 289; S. Oeter (Fn. 4), passim, insb. S. 23 ff. 

9 In BVerfGE 6, 309, 361 wird i. d. S. die Auslegungspflicht postuliert, von der „inneren 
Harmonie des Verfassungswerkes", die dem deutschen Staat die „föderalistische Ordnung" 
gebe, auszugehen. Dagegen O. Kimminich: „Die den Bundesstaat normierenden Bestimmun-
gen des Grundgesetzes dürfen jedoch nicht von einer allgemeinen Definition des Föderalismus 
her interpretiert werden." (Fn. 1, Rn. 4, S. 1116.). 
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ungeschriebene Kompetenzen 84 f. 
unitarisierende Wirkung 206, 240 
Unitarisierungstendenz 23, 29, 206 
Unitarismus 13 f., 19, 47, 181 
Untersuchungsausschüsse 248 

Verfassungsgebote 227 ff., 258 
Verfassungsinterpretation 10,16, 27 f., 34, 

43, 48, 54, 56, 76 f., 86, 89 f., 100 ff., 
146 f., 177, 191, 202 f., 219, 224, 229, 
231 

Verfassungslehre 53, 174, 181 ff. 
Verfassungsprinzipien/-grundsätze 2, 49, 

50, 51 f f , 68,239 
- Ableitung 53 f., 65, 147, 202 f. 
- außerverfassungsrechtliche 184 

- Demokratie 50, 53, 56, 60, 64, 67 f., 70, 
149, 164, 202 f., 204, 208, 224 

- dogmatische Bedeutung 203 
- Funktion 53, 256 
- Gewaltenteilung 54, 194 f., 224 
- Republik 60, 65, 70, 237 
- Rechtsstaatlichkeit 53, 56, 70, 141, 149, 

202 f., 208, 224, 237 
- Sozialstaatlichkeit 60, 64 f., 67 f., 70, 

141, 202 f., 204, 206, 237 
Verfassungsräume von Bund und Ländern 
- parallele 33, 112,153, 200, 245 
- selbständige 63, 92, 169, 231 
- Trennung 107, 117 f. 
Verfassungsrecht 8, 59 
- geschriebenes 2, 26, 59, 80, 82, 85 f., 94, 

96, 99 f., 103 f., 109,116, 138, 153, 165, 
183,203,213, 217 ff., 247, 253 

- positives 59, 147, 151, 182, 199, 228, 
251,253 

- Unergiebigkeit 65, 76, 137, 210, 218 
- ungeschriebenes 2, 4 f., 59 ff., 83 f f , 86, 

88, 93 f., 101 ff., 104, 116,138, 180 f., 
252, 256 f. 

- Unvollständigkeit 86 ff., 95f., 

verfassungsrechtliche Gebote 5, 202, 203, 
253 f. 

Völkerrecht 119, 231, 240 ff. 
Volkssouveränität 53, 68 
vorgrundgesetzliche Verfassungs-

systeme 146 
vorverfassungsrechtliches Gesamtbild 56, 

58, 82, 106 

„Wesen des Bundesstaates" 15, 22, 31 56, 
81,82, 85, 91,98,162, 259ff. 

Wortlaut 
- als Auslegungsmaßstab 54ff., 59, 64, 

6 6 f , 68 f. ,76 f. ,77, 80f, 105 f., 177, 180, 
191,207,218, 257 

- Unergiebigkeit des W. 65, 69, 77, 218 

Zuständigkeitsvermutung aus Art. 30 
GG 73, 190 
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